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Ortsplanungsrevision 
Kernelemente für Stadtnatur und Stadtklima 

Eine Empfehlung von NATURstadt (WWF) 

8 Massnahmen – 10 Blätter 

Der Klimawandel ist in unseren Städten und Gemeinden angekommen: Hitzetage, Trockenperio-
den und starke Regenfälle stellen neue Anforderungen an den Siedlungsraum. Gleichzeitig 
wächst das Bewusstsein dafür, dass naturnahe Flächen, Bäume, unversiegelte Böden und grüne 
Dächer nicht nur die Lebensqualität erhöhen, sondern auch einen entscheidenden Beitrag zum 
Siedlungsklima, zur Biodiversität und zur Gesundheit der Bevölkerung leisten. 

Dieses Empfehlungspapier zeigt auf, wie Gemeinden durch gezielte Vorgaben im Baureglement 
die Weichen für eine klimaangepasste, lebensfreundliche und biodiversitätsfördernde Siedlungs-
entwicklung stellen können. Es vereint Fachwissen mit konkreten Beispielen und praxistauglichen 
Artikeln, die als Grundlage für Reglemente oder Richtlinien dienen können. 

Die Integration von Siedlungsnatur in die Bau- und Planungspraxis ist kein Luxus – sie ist eine In-
vestition in die Zukunft und ein Ausdruck verantwortungsvoller Gemeindepolitik. 
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I. Vorbemerkungen 
Die in diesem Papier erläuterten Elemente bilden einen nicht abschliessenden Auszug aus 
den Kernelementen der Modellvorgaben für Stadtnatur und Stadtklima, wie sie «Grünes Gallu-
stal» im Rechtlichen Konzept bei dringendem Handlungsbedarf empfiehlt. Für weitere Ele-
mente sowie die Fundierung der Vorgaben sei auf das komplette Werk verwiesen.1  
 
Zu nennen sind neben den nachstehenden Regelungen insbesondere: 

- R3: Basisbestimmung für wirksamen Baumschutz 
- R6: Ökologisch wertvolle Gebäudebegrünung 
- R7: Ökologisch aufgewertete Sondernutzungsplanungen 
- R9: Ökologisch wertvolle Natur- und Landschaftsschutzgebiete* 
- R14: Rechtliche Sicherung der Finanzierung 

 
Die anschliessenden Vorgaben können auf der geltenden Bauordnung aufbauen. In grünem 
Kasten wird die Vorschrift in einfacher Sprache jeweils kurz eingeführt. Im Übrigen sei zur Er-
läuterung der einzelnen Vorgaben vertiefend auf die Modellvorgaben von Grünes Gallustal 
für Stadtnatur und Stadtklima verwiesen. Die Musterbestimmungen vom Bundesamt für Um-
welt bieten auch eine Hilfestellung. 
 
* Es handelt sich hierbei nicht nur, aber z.T. auch um neu zu schaffende Vernetzungsgebiete (dazu bei 
Neuschaffung ein zusätzlicher Fokus unter R10 hiernach). Bei der Inventarisierung von bestehenden Na-
turobjekten ist im Übrigen zu beachten, dass sich die NHG-Schutzwürdigkeit nach den Kriterien von Art. 
18-18b NHG (und Art. 14 NHV) bestimmt. Der WWF empfiehlt, dass die Gemeinden die Inventarisierung 
nach diesen bundesrechtlichen Kriterien umsetzen. Auf den folgenden Seiten wird als generelles Instru-
ment für den ökologischen Ausgleich und die Klimaanpassung auf diese Biotopschutzthematik kein Fo-
kus gelegt; sie sollte aber in den Ortsplanungsrevisionen ebenso berücksichtigt werden. 

 

  

 
1 Modellvorgaben für Stadtnatur und Stadtklima am Beispiel der Stadt St.Gallen, Rechtliches Konzept, Teilband 06, in: Grünes Gallu-
stal (Hrsg.), 2022. 

https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/biodiversitaet/publikationen-studien/publikationen/biodiversitaet-und-landschaftsqualitaet-im-siedlungsgebiet.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/biodiversitaet/publikationen-studien/publikationen/biodiversitaet-und-landschaftsqualitaet-im-siedlungsgebiet.html
https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.gruenesgallustal.ch/
https://www.gruenesgallustal.ch/
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II. Anpassungen an der geltenden Bauordnung 
 Ökologisch wertvolle Umgebungsgestaltung (R2)  

 

Die Grösse der Fläche, die dem ökologischen Ausgleich dient, soll nach schweizerischen Leitli-
nien und Umsetzungen in Städten in der Schweiz insgesamt mindestens 17- 18%2 der Siedlungs-
fläche (d.h. ohne das naturnahe Kulturland) betragen. Um diese Vorgabe zu erreichen, ist die öko-
logische Umgebungsgestaltung von privaten und öffentlichen Gärten die wirkungsvollste Mas-
snahme zugunsten des ökologischen Ausgleichs, der Klimaanpassung und der Siedlungsqualität. 
Dies nicht zuletzt wegen des flächenmässigen Potenzials. Dieses macht zum Beispiel in der Stadt 
St.Gallen etwa rund einen Drittel der gesamten Siedlungsfläche aus. Damit ist im Sinne der gu-
ten Praxisansätze aus anderen Gemeinden ein Wechsel von Freiwilligkeit zu verbindlichen Min-
destvorgaben zu vollziehen. Dieser folgt einem Zweikreisemodell und ist eng angelehnt an die 
Musterbestimmungen des Bundesamtes für Umwelt (S. 28 ff. u. 52 ff.): 
1) Zwecks Biodiversität, Klimaanpassung und Freiraumversorgung geht es in einem grösseren 

Kreis zunächst darum, eine quantitativ hinreichende Durchgrünung zu erreichen. Dafür sind 
mittels kantonal vorgesehenen Grünflächenziffern (Prozentsatz für Grünanteil an gesamter 
Grundstücksfläche) genügend Grünflächen zu erhalten. Auf jenen Flächen sind gewisse 
Grundregeln zu beachten, z.B. Versiegelungsverbote oder Retentionsgebote, spezifische 
Schottergärtenverbote sowie Regeln im Umgang mit gebietsfremden Pflanzen und Tieren. 

2) Ein Teil dieser Grünfläche (bzw. alternativ der gesamten Umgebungsfläche) soll sodann in ei-
nem kleineren Kreis ökologisch besonders hochwertig gestaltet sein. Jene Flächen dienen 
mit ihrer erhöhten Qualität insbesondere dem ökologischen Ausgleich: Als Massnahmen zu 
nennen sind u.a. extensive Wiesen, Krautsäume, naturnahe Hecken, Bäume, Ruderalflä-
chen, Retentionsbecken, Trockenmauern, Bachläufe und Weiher.  

Die Verhältnismässigkeit der Vorgaben wird durch gebietsspezifische Differenzierungen und ein 
ausgewogenes Regel-Ausnahme-Verhältnis gewährleistet (vertiefend, Rechtliches Konzept Grü-
nes Gallustal, S. 1437-1472). 

 

Die Systematik lässt sich wie folgt veranschaulichen: Grundstückfläche in relevanten Bereichen 

0) Umgebungsfläche (z.B. inkl. Verkehrsflä-
che) 
 

 

 1) Grünfläche (z.B. Rasen) 

 

 

 2) Ökologische Aus-
gleichsfläche (z.B. 
Baum, Wildhecke, ex-
tensive Wiese) 

 

 
2 Orientierungspunkte: Die Studie Flächenbedarf für die Erhaltung der Biodiversität und der Ökosystemleistungen in der Schweiz des 
Forums Biodiversität kommt zum Schluss, dass in Stadtgebieten pro km2 ein biodiversitätsfreundlich gestalteter Grünflächenanteil 
von mind. 18% notwendig ist (JODOK GUNTERN et al., Flächenbedarf für die Erhaltung der Biodiversität und der Ökosystemleistungen 
in der Schweiz, 2013). Das Biodiversitätskonzept der Stadt Bern hat so etwa als Zielsetzung formuliert, dass 17% der städtischen 
Siedlungsfläche aus hochwertigen naturnahen und ökologisch sinnvoll vernetzten Flächen bestehen sollen (Stadtgärtnerei Bern 
2017). Der kommunale Richtplan der Stadt Zürich, S. 91, definiert für das Siedlungsgebiet eine Zielgrösse von 15% ökologisch wert-
voller Flächen (Vergleich: Das Siedlungsgebiet verfügt dort heute nur über 10% ökologisch wertvolle Flächen). Zum Ganzen auch 
BAFU, Musterbestimmungen, S. 11. Nicht verwechselt werden darf dieser Prozentsatz mit dem 17 Prozentziel gemäss Strategie Bio-
diversität Schweiz, welche die ganze Landesfläche ins Verhältnis zu ökologischen Kerngebieten (u.a. Biotopen) ins Verhältnis setzt: 
dazu auch, Botschaft zum Gegenvorschlag zur Biodiversitätsinitiative, S. 27, 36 f. 

https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/biodiversitaet/publikationen-studien/publikationen/biodiversitaet-und-landschaftsqualitaet-im-siedlungsgebiet.html
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Konkrete Anpassung der Bauordnung: 

Umgebungsgestaltung 

Art. xyz Grünflächen 
1 Die Stadt/Gemeinde sorgt dafür, dass die Grünflächen durch zonenspezifische Grünflächenzif-
fern den Verhältnissen angepasst und grosszügig bemessen sind. Zu berücksichtigen sind unter 
anderem die Biodiversität, die Klimaanpassung und die Freiraumversorgung. Die Werte für die 
einzelnen Zonen sind in der Tabelle im Anhang festgelegt.  
2 Die Bodenversiegelung ist auf ein Minimum zu beschränken. Vor- und Abstellplätze sind mit 
möglichst wasserdurchlässigem Belag auszuführen.  
3 Retentionsbecken sind, soweit technisch möglich und wirtschaftlich tragbar, naturnah auszu-
gestalten. 
4-x [sinnvollerweise weitere Absätze zu Siedlungsrändern, Stein- und Schottergärten, Mauern, 
Zäunen und Stufen sowie dem Umgang mit gebietsfremden Pflanzen und Tieren].3 

Art. xyz Anforderungen an Flächen für den ökologischen Ausgleich 
1 Bei Neu- und Umbauten sowie bei wesentlicher Umgestaltung der Umgebung ist ökologischer 
Ausgleich nach diesem Artikel zu leisten. 
2 Im Umgebungsplan des Baugesuchs sind Flächen für Massnahmen des ökologischen Aus-
gleichs im Umfang von mindestens [z.B.]4 50% der Umgebungsfläche5* auszuweisen. *[bzw. ent-
sprechend höherer Wert, soweit auf Basis der «Grünfläche» berechnet] 
3 Auf den ausgewiesenen Flächen sind Massnahmen des ökologischen Ausgleichs zu treffen. 
4 Die Grundeigentümerinnen und -eigentümer sind von der Pflicht nach diesem Artikel befreit, 
soweit die örtlichen Verhältnisse ökologischen Ausgleich gemäss diesem Artikel verunmögli-
chen. 
5 Öffentliche Umgebungsflächen sind im Sinne dieses Artikels und auch bei Unterhaltsarbeiten beson-
ders naturnah zu gestalten. 

 

 

 
3 Vgl. Modellvorgaben für Stadtnatur und Stadtklima, S. 1453-1456. 
4 Wie dargelegt vgl. Stadtnatur und Stadtklima, S. 1461 m.H. liegt von den total 17% (Zielwert für ganze Siedlungsfläche; dazu weiter 
oben) insgesamt mindestens (a) 35% ökologische Ausgleichsfläche in den locker bebauten Wohnzonen, (b) 15% in den verdichteten 
Gebieten am Talboden und (c) 5-10% in der Kernzone. Um in der Nutzungsplanung etwa in den locker bebauten Wohnzonen eine 
ökologische Ausgleichsfläche von 35% pro Grundstück zu erreichen, muss bei einer veranschlagten Grünflächenziffer von 0.7 (da zu 
oben) diese zu 50-60% die Qualität einer ökologischen Ausgleichsfläche aufweisen (0.7 X 0.5-0.6 = 0.35-0.42). Für die anderen Ge-
biete lässt sich mit den entsprechend tieferen Grünflächenziffern die analoge Rechnung durchführen.  
5 (1) Soweit sich die Stadt St.Gallen oder Gemeinde (in bestimmten Gebieten) gegen eine Grünflächenziffer entscheidet oder ganz 
grundsätzlich auf eine Verbindung von Grünflächenziffer und ökologischer Ausgleichsfläche verzichtet, wird die «Umgebungsflä-
che» die sinnvolle Referenz für die ökologische Ausgleichsfläche sein (so alternativ auch BAFU, S. 28). Diesfalls wird der Prozentsatz 
der ökologischen Ausgleichsfläche (unter Berücksichtigung des Umstands, dass die Umgebungsfläche auch befestigte Bereiche, 
wie z.B. Aussenparkplätze enthält, die keine Grünfläche darstellen) entsprechend tiefer zu veranschlagen sein als bei der Grünfläche 
als zugrunde gelegter Referenz. (2) Zur Definition, was unter einer Umgebungsfläche zu verstehen ist, kann sinngemäss auf die 
Bestimmungen der geltenden BO (vgl. Art. 34-43 u. 45-48) verwiesen werden: Dazu gehören neben der Grünfläche insbesondere 
auch versiegelte Bereiche wie Aussenparkplätze* (für pV, Mofa oder Velo), Erschliessungsanlagen (Strassen und Wege), befestigte 
Spielplätze, Stützmauern, Entsorgungsanlagen o.ä. Nicht dazu gehört die Gebäudefläche, inkl. Kleinbauten, Anbauten, Vorbauten (s. 
Art. 73-76 PBG). (3) Im Vergleich dazu die Definition von Grünflächen: Nach kantonalem Recht (Art. 87a Abs. 2 PBG) gelten als anre-
chenbare Grünflächen „[n]atürliche oder bepflanzte Bodenflächen eines Grundstücks, die nicht versiegelt sind.“ *Besonderheit: 
Autoabstellflächen auch mit Rasengittersteinen, gehören nicht zur Grünfläche – sofern sie als PP genutzt werden (vgl. Botschaft 
PBG, II. Nachtrag, S. 25). (4) Die Referenzierung der Grundstücksfläche als weitere an sich denkbare Basis für die ökologische Aus-
gleichsfläche dürfte dagegen in Konflikt mit dem kantonalen Recht geraten und nach hier vertretener Ansicht deshalb keine ernst-
hafte Variante sein. Würde sich die Ausgleichsfläche gestützt auf die Grundstücksfläche berechnen, würde so eine eigene kommu-
nale Grünflächenziffer eingeführt, die zusätzlich qualitative Anforderungen an die Grünfläche stellte, was im Widerspruch zum kan-
tonalen Recht stünde. Denn Art. 87a PBG zur GFZ stellt in seinem abschliessenden Katalog keine besonderen Anforderungen an die 
Qualität der Grünfläche: «Die Begriffe natürliche oder bepflanzte Bodenflächen sind weitgehend offen. Eine naturnahe Gestaltung 
wird nicht zwingend verlangt. Relevant ist vielmehr, dass der Bodenaufbau so gestaltet ist, dass eine Versickerung des Meteorwas-
sers und eine Bepflanzung möglich sind. So fallen nicht nur Rasen und Naturwiesen unter den Begriff der begrünten Flächen, son-
dern z.B. auch Gemüsegärten, Äcker, Buschpflanzungen usw.» (Botschaft PBG, II. Nachtrag, S. 25). 
 

Als Arbeitshypothese gemäss GGT (vgl. Stadtnatur und Stadtklima, 
S. 1451 m.H.) z.B.:  

a. Wohnzonen in lockerer Bebauung an (Hang-) oder periphe-
ren Lagen («Gartenstadt»): 0.5-0.7 

b. Verdichtete Gebiete (am Talboden): 0.2-0.4  
c. Kernzone: 0.1-0.2 

 

https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/biodiversitaet/publikationen-studien/publikationen/biodiversitaet-und-landschaftsqualitaet-im-siedlungsgebiet.html
https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
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Art. xyz Massnahmen des ökologischen Ausgleichs [alternativ: auch in Reglement für den öko-
logischen Ausgleich zu regeln] 
1 Als Flächen des ökologischen Ausgleichs gelten: 
a) mit standortgemässen Arten naturnah begrünte Ruderalflächen, extensive Wiesen, 

Krautsäume, Hochstaudenfluren, Wildhecken, Gehölze, naturnah ausgestaltete 
Retentionsbecken; 

b) Bodenflächen für Einzelbäume und Alleen mit standortgemässen Arten; 
c) Bodenflächen für Hochstammobstbäume; 
d) nicht verfugte Trockenmauern; 
e) naturnahe Gewässer wie Bachläufe oder Weiher; 
f) naturnahe Kleinstrukturen wie Ast- und Steinhaufen; 
g) Nisthilfen für Vögel, Fledermäuse, Insekten. 

2 Pro [z.B.]6 200 m2 Grundstücksfläche [bzw. entsprechend tieferer Wert bei referenzierter Um-
gebungsfläche] ist dabei mindestens ein hochstämmiger, kronenbildender Baum standortge-
mässer Art zu erhalten oder neu zu pflanzen, soweit es die örtlichen Verhältnisse zulassen. Die 
Bestimmungen zum Baumschutz bleiben vorbehalten. 
3 Andere als ökologisch wertvoll eingestufte Massnahmen können zur Hälfte ihrer Fläche ange-
rechnet werden, dürfen aber insgesamt nicht mehr als die Hälfte der Flächen für den ökologi-
schen Ausgleich ausmachen. Dazu gehören: 

a) naturnah begrünte Flachdächer, bodengebundene naturnahe Fassadenbegrünungen; 

b) stark genutzte Pionierflächen; 

c) [als möglicher Anreiz für zusätzliche Baumpflanzungen über die Mindestanforderung 
gemäss Abs. 2 hinaus: zusätzliche Flächenanrechnung der künftigen Kronendeckung von 
hochstämmigen, kronenbildenden Bäumen; anrechenbarer Wert wäre dann in 
prognostizierter Deckung nach Baumart und Alter von [x] Jahren zu bestimmen]. 

4 Die Einzelheiten der Anrechnung werden im Übrigen im Reglement für den ökologischen 
Ausgleich geregelt. 
5-x [optional bzw. besser im Reglement Regelung zum fachgerechten Unterhalt*, Sicherung, al-
lenfalls zusätzliche Sanierungspflichten; *mitunter auch als Leitlinien in Vollzugshilfe].7 

  

 
6 Zur Annäherung dieses Wertes vgl. die Grundlagen in den Modellvorgaben für Stadtnatur und Stadtklima, S. 1466 (Fn. 279/280). 
7 Vgl. Modellvorgaben für Stadtnatur und Stadtklima, S. 1567-1472. 

https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
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 Baumschutz I – Unterbauungsbeschränkung (R4)  

 

Unterbauten (z.B. Tiefgaragen) unter Freiflächen stellen für die Erhaltung und Schaffung von wert-
vollem Baumvolumen ein grosses Problem dar. Dieses kann durch einen wirksameren Vollzug – 
beispielsweise durch Reduktion von Abstellplätzen für Motorfahrzeuge – in beschränktem Um-
fang gedämpft werden. Wesentlich entschärft wird das Problem aber erst durch eine explizite Vor-
schrift im Baureglement: Wir schlagen als Massnahme eine Unterbauungsbeschränkung auf die 
Grundfläche der oberirdischen Baute oder spezifische Abstandsvorschriften vor (Stichwort: oben 
wie unten). In verhältnismässiger Ausgestaltung ist sie auf für den Baumschutz wichtige Gebiete 
beschränkt. Zudem sieht sie Ausnahmen vor, wenn Baumgruben geschaffen werden, eine hinrei-
chende Überdeckung besteht oder ein Näherpflanzrecht vereinbart worden ist (vgl. dazu und zur 
Erläuterung der konkreten Bestimmung vertiefend die Modellvorgaben für Stadtnatur und Stadt-
klima, S. 1489-1495). 

 

Konkrete Anpassung der Bauordnung: 

Abstände 
[…] 
 
Art. xyz Unterirdische Bauten 
1 In den im Zonenplan bestimmten Gebieten gelten für unterirdische Bauten die gleichen Ab-
standsvorschriften wie für oberirdische Bauten. Zugänge und Zufahrten sind davon nicht be-
troffen. [weniger ambitionierte Variante, welche der Tiefgaragengeometrie allenfalls besser 
Rechnung trägt: «Es gelten zonenspezifisch differenzierte Abstandsvorschriften für unterirdi-
sche Bauten gemäss Tabelle im Anhang.»]8 
2 Ausnahmen sind zulässig insbesondere bei Hanglagen mit grosser Überdeckung von mindes-
tens 3 m oder bei hinreichend bemessenen Baumgruben. Als Ausnahme dient zudem ein ver-
traglich vereinbartes und im Grundbuch angemerktes Näherpflanzrecht für hochstämmige 
Bäume. 

 

  

 
8 Unterbauungsziffer dürfte dagegen kantonsrechtswidrig sein; vertiefend dazu die Modellvorgaben für  Stadtnatur und Stadtklima, S. 
1489-1495. 

https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
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 Baumschutz II – Zulässige Unterschreitung der Grenzabstände (R5)  

 

Die starren und zu grossen Grenzabstände für Bäume und andere Pflanzungen sind überholt. Sie 
verhindern eine ökologische Nutzung der Grundstücksränder, obwohl in diesen Bereichen ohne-
hin nicht gebaut werden darf. Das St. Galler kantonale Recht hält zum Beispiel an diesen Abstän-
den fest – eine Revision im kantonalen Recht wäre angezeigt, ist angesichts der Kräfteverhältnisse 
im Kantonsrat aber nicht realistisch. Einstweilen sind die bestehenden Spielräume im kommuna-
len Recht zu nutzen. Für das Verhältnis zwischen öffentlichem und privatem Grund schlagen NA-
TURstadt und Grünes Gallustal in Anlehnung an andere Gemeinden der Schweiz Folgendes vor: 
Hochstämmige Bäume auf öffentlichem Grund dürfen näher an die Grenze gepflanzt werden, 
wenn die private Nachbarliegenschaft nicht übermässig beeinträchtigt wird – dasselbe gilt im um-
gekehrten Fall. Diese Regelung stützt sich auf Bundesrecht, das Grenzabstände für Pflanzen 
grundsätzlich nur zwischen Privatgrundstücken verlangt. Im Verhältnis zwischen privaten Grund-
stücken öffnet sich zudem eine zweite, noch wichtigere Möglichkeit: In dafür bestimmten Schutz-
gebieten (insbesondere in durchgrünten Wohnquartieren, die bereits vor der Erweiterung im 
Baumschutzgebiet lagen) dürfen Pflanzungen die Grenzabstände unterschreiten, sofern dies zu 
keiner übermässigen Beeinträchtigung führt (vgl. dazu und zur Erläuterung der konkreten Bestim-
mung vertiefend die Modellvorgaben für Stadtnatur und Stadtklima, S. 1496-1501). 

 

Konkrete Anpassung der Bauordnung: 

Art. xyz Zulässige Unterschreitung der Grenzabstände durch Anpflanzungen 
1 Bestehende und neue Anpflanzungen auf öffentlichem Grund dürfen die nachbarrechtlichen 
Grenzabstände unterschreiten, wenn die Nachbarliegenschaft nicht übermässig beeinträch-
tigt wird. Dasselbe gilt für Anpflanzungen auf privatem gegenüber öffentlichem Grund. [Konfor-
mität mit übergeordnetem Recht bleibt weiter zu vertiefen] 
2 In dazu bestimmten Schutzgebieten können bestehende und neue Anpflanzungen die nach-
barrechtlichen Grenzabstände unterscheiten, wenn die Nachbarliegenschaft nicht übermässig 
beeinträchtigt wird. 

  

https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
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 Gebiete zur Sicherung ökologischer Vernetzung (R10) 

 

Diese Kernforderung betrifft den Beitrag des ökologischen Ausgleichs zur ökologischen Infrastruk-
tur gemäss zentralen Bundesvorgaben (NHG). Die sogenannten «Vernetzungsgebiete» dienen der 
funktionalen Verbindung biologischer Kernräume und ermöglichen so den Artentausch. Beson-
ders im Siedlungsraum ist diese Vernetzung oft unterbrochen und muss durch gezielte Schutz- 
und Aufwertungsmassnahmen wiederhergestellt werden. Die Bedeutung dieser Vernetzungsge-
biete wird häufig unterschätzt: ein durchgehender grüner Korridor, verbesserte Querbezüge ent-
lang von Fusswegen sowie die ökologische Aufwertung der blauen Korridore durch Ausdolungen 
der Wasserläufe. Diese Massnahmen gehen teils bewusst über den reinen Biodiversitätsschutz 
hinaus und adressieren auch klimatische und freiräumliche Aspekte im Siedlungsgebiet. Im Kern 
bleibt hier jedoch der ökologische Ausgleich leitend. Für eine verbindliche Umsetzung dieser As-
pekte in der Bau- und Zonenordnung braucht es zwei Dinge: Erstens die Ausweisung der Vernet-
zungsgebiete im Zonenplan – z.B. als Grün- bzw. nach neuem Begriff «Freihaltezonen» – und zwei-
tens eine verhältnismässige Regelung mit Unterlassungs- und Leistungspflichten. Nach dem Vor-
bild des BAFU wird hierzu eine entsprechende Bestimmung vorgeschlagen, die beide Elemente 
integriert. 

 

Konkrete Anpassung der Bauordnung: 

Freihaltezonen und Landschaftsschutz 
 
Art. xyz Vernetzungsgebiete 
1 Die im Zonenplan bezeichneten Vernetzungsgebiete dienen der Vernetzung der Biotope und 
der Durchgrünung des Siedlungsgebiets. Sie sind in erster Linie auf öffentlichem Grund auszu-
scheiden, können aber ausnahmsweise auch auf privatem Grund verfügt werden. 
2 Sie sind spätestens in Verbindung mit Nutzungsänderungen, Neu- und Umbauten sowie we-
sentlichen Umgestaltungen der Umgebung zu realisieren. 
3 Für die Bepflanzung und den Unterhalt sind die Grundsätze für den ökologischen Ausgleich zu 
beachten. Weitergehende Pflanz- und Unterhaltspflichten bleiben vorbehalten und sind im Ein-
zelfall mit den Grundeigentümerinnen und -eigentümern zu vereinbaren. 
[4 Die Stadt/Gemeinde leistet einen Beitrag von […]% an die Kosten der Erstellung von Vernet-
zungsgebieten auf privatem Grund. 
5 Die Stadt/Gemeinde unterstützt die privaten Grundeigentümerinnen und -eigentümer beim 
Unterhalt und leistet einen Beitrag an die Kosten des aperiodischen Unterhalts.] 
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 Strassenräume als besondere Vernetzungskorridore (R11) 

 

Strassenräume sind nicht nur monofunktionale Verkehrsflächen. Sie dienen als multifunktionale 
Korridore auch der Längsvernetzung von Lebensräumen, der Klimaanpassung sowie der Aufent-
haltsqualität. Dementsprechend soll neben Baumalleen – diese mitunter integrierend – auch ein 
kompakter Mehrzweckstreifen eingeführt werden. Dieser enthält u.a. die folgenden Bausteine: 
Baum, Ausweichnischen, Autoparkplatz, Veloabstellplätze und Bushaltestelle. Nachstehend 
wird dafür eine modular anwendbare Handlungspflicht formuliert. Diese findet in den Mustern 
des BAFU (S. 41) sowie des INSTITUTS FÜR LANDSCHAFT UND FREIRAUM eine Vorlage: Die Mindestbreite 
eines durchgängigen Mehrzweckstreifens beträgt demnach, soweit technisch möglich, 2.0 m. 
Dieser Streifen ist in der Regel beidseitig und bei engen Platzverhältnissen einseitig vorzusehen. 
Die Strassenvorschriften bleiben einzuhalten und die VSS-Normen angemessen zu berücksichti-
gen. 

 

Konkrete Anpassung der Bauordnung: 

Art. xyz Öffentlicher Strassenraum 
1 Öffentliche Strassenräume dienen neben dem Verkehr der Längsvernetzung von Lebensräu-
men, der Klimaanpassung und sowie der Aufenthaltsqualität. 
2 Sie sind nach Massgabe der örtlichen Verhältnisse mit standortgerechten Baumalleen und si-
ckerfähigen Mehrzweckstreifen zu gestalten. 
3 Die im Zonenplan dargestellten Alleen und Mehrzweckstreifen sind in Verbindung mit Nut-
zungsänderungen, Neu- und Umbauten sowie Neugestaltungen des Strassenraums zu realisie-
ren. 
4 Die Mindestbreite eines Mehrzweckstreifens entlang der Fahrbahn beträgt, soweit technisch 
möglich, 2.0 m. Dieser ist in der Regel beidseitig und bei engen Platzverhältnissen einseitig vor-
zusehen. Er dient den in Absatz 1 formulierten Anliegen. Er soll zu mindestens [30-40]% seiner 
Fläche der Qualität des ökologischen Ausgleichs genügen.  
5 Die Mindestgrösse einer offenen Baumscheibe beträgt zudem [z.B. 6] m².  
6 Die Strassenvorschriften sind einzuhalten und die VSS-Normen angemessen zu berücksichti-
gen. 

[7 Bei Teilen von Alleen, die nicht auf öffentlichem Grund realisiert werden können, strebt die 
Stadt/Gemeinde mit Grundeigentümerinnen und -eigentümern Lückenschliessungen durch 
Pflanzungen auf privatem Grund mittels Vereinbarungen an.] 

 

  

https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/biodiversitaet/publikationen-studien/publikationen/biodiversitaet-und-landschaftsqualitaet-im-siedlungsgebiet.html
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 Ökologisch wertvolle Freihaltezone (R12) 

 

In zeitgemässem Verständnis hat die Freiraumplanung besonders auch auf den Freihalteflächen 
ökologische und klimatische Vorgaben einzubinden. Dazu sind in der Nutzungsplanung, wo nötig 
(d.h. wo noch nicht der Grünzone zugeordnet), allenfalls mit Abparzellierungen verbundene Um-
widmungen dieser Flächen von Bauzonen oder Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen zu 
Grünzonen vorzunehmen (bzw. nach neuem Recht terminologisch korrekt zu «Freihaltezonen»). 
Auf diesen Flächen sind im Anhang zur Bauordnung oder zumindest in behördenleitenden 
Grundlagen, wie dem Richtplan und konkretisierenden Freiraum- und Biodiversitätsstrategien, je 
nach Freiraumtyp und der jeweiligen Zweckbestimmung (z.B. Schule/Natur; Sport/Natur; 
Erholung/Natur) individuelle, besonders ambitionierte Werte für Flächen des ökologischen 
Ausgleichs vorzusehen. Das öffentliche Interesse an progressiven Werten ist im Siedlungsraum   
bei knappen Grünflächen, Hitzeinseln, Lücken im Lebensraumverbund (insoweit 
Überschneidung mit R10: Vernetzungsgebiete) und mangelnden Erholungsorten gegeben (vgl. 
dazu und zur Erläuterung der konkreten Bestimmung vertiefend die Modellvorgaben für Stadtna-
tur und Stadtklima, S. 1545-1548). 

 

Konkrete Anpassung der Bauordnung: 

Art. xyz Freihaltezonen innerhalb der Bauzone (FiB) 
1 Freihaltezonen innerhalb der Bauzone gliedern die Siedlung und dienen insbesondere der 
Erholung, dem Sport, dem Umgebungsschutz von Schutzobjekten sowie der Biodiversität und 
der Klimaanpassung.9 
2 Freihaltezonen sind nach den Grundsätzen des ökologischen Ausgleichs besondes naturnah 
zu gestalten und unterhalten. 
3 Der Mindestumfang für die Fläche des ökologischen Ausgleichs ergibt sich auf Basis der 
Umgebungsfläche [alternativ: Grünfläche]10 für jedes Grundstück aus der Tabelle im Anhang*. 
[*oder widrigenfalls: aus der städtischen/kommunalen Freiraum- und Biodiversitätsstrategie] 

 

  

 
9 Kantonsrechtskonformität ist gegeben: vgl. Art. 16 Abs. 2 PBG: «Die politische Gemeinde legt den Zweck im Rahmennutzungsplan 
näher fest.» 
10 Zu diesen alternativen Referenzen vgl. weiter oben die Grundbestimmung zum ökologischen Ausgleich. 

https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
https://www.wwfost.ch/fileadmin/user_upload_section_ost/Dokumente/01_Service-Sektionen/40_Gruenes_Gallustal/Buchkapitel/6_Rechtliches_Konzept.pdf
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 Beschränkung der Lichtemissionen (R13) 

 

Eine Bestimmung zur Beschränkung von Lichtemissionen gehört zum Kanon jeder modernen Bau- 
und Zonenordnung. Die Lichtemissionen sind ein grosses Problem für die Vernetzung lichtsensib-
ler Arten, gerade auch im urbanen Raum. Die untenstehende Bestimmung ist eine generelle Min-
destvorgabe. Zusätzlich können und sollen die Planungsbehörden gestützt auf ein Vernetzungs-
konzept besondere Dunkelkorridore zwischen Wochenstuben und Dunkelgürteln bezeichnen, bei 
denen zusätzliche Massnahmen zur Reduktion der Lichtemissionen gelten. 

Die hier gewählte Bestimmung vom BAFU11 enthält aus umweltrechtlicher Sicht wesentliche Ele-
mente. Dazu gehören präzise Beleuchtung, dem Zweck angepasste Intensität ohne Überbeleuch-
tung, Begrenzung der Betriebszeit sowie geringe Blau- und UV-Anteile. Mit der bedarfsgerechten 
Steuerung sollen insbesondere nicht sicherheitsrelevante Beleuchtungen in der Nachtruhezeit 
(z.B. ab 22 Uhr bis 6 Uhr) ausgeschaltet werden. Dies gilt insbesondere für öffentliche und private 
Ziel-, Reklame- und Schaufensterbeleuchtungen.  

 

Konkrete Anpassung der Bauordnung: 

Art. xyz Lichtemissionen 
Zur Begrenzung von Lichtemissionen sind Aussenbeleuchtungen so auszuwählen, zu platzie-
ren, auszurichten und abzuschirmen, dass nur der erforderliche Bereich mit einer dem Zweck 
angepassten Intensität beleuchtet wird. Die Betriebszeit ist auf das notwendige Minimum zu 
begrenzen, z. B. mit bedarfsgerechter Steuerung, zeitweisem Ausschalten oder Reduzieren so-
wie Bewegungsmeldern. Das eingesetzte Licht soll einen möglichst kleinen Blau- und UV-Anteil 
aufweisen wie z. B. warmweisse LED mit einer Farbtemperatur von weniger als 2700 K. 

  

 
11 BAFU, Musterbestimmungen, S. 62 

https://www.bafu.admin.ch/de/publication?id=JaAOArKkL9-f
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 Formelle Vorschriften – u.a. Ausbau Fachkompetenz (R13) 

 

Zuletzt eine wichtige formelle Vorgabe: die Besetzung der Baubewilligungsbehörde [und von all-
fälligen sonstigen Fachkommissionen wie z.B. Ortsbildschutzgremien] mit einer Fachperson aus 
dem Bereich Siedlungsökologie. Dadurch wird institutionell sichergestellt, dass die Themen der 
Biodiversität und der Klimaanpassung in diesen Gremien das gebotene Gewicht erhalten. Damit 
wird in einer Minimallösung einem wichtigen Grund für bestehende Vollzugsdefizite entgegenge-
wirkt. Auch das BAFU empfiehlt dringend: «Die Gemeinde stellt sicher, dass in Baukommissionen 
eine kompetente Person die Anliegen der Förderung der Biodiversität und Landschaftsqualität 
vertritt.»12 
 

Konkrete Anpassung der Bauordnung: 

Baubewilligungsverfahren 
 
Art. xyz Baubewilligungskommission 
a) Zusammensetzung und Wahl 
1 Mitglieder der Baubewilligungskommission sind: 

a) Direktorin bzw. Direktor Planung und Bau mit Vorsitz von Amtes wegen; 
b) vier ausserhalb der Verwaltung stehende ordentliche Mitglieder sowie zwei Ersatzmit-

glieder, die über geeignetes Fachwissen verfügen und verschiedene Fachbereiche vertre-
ten. Mindestens ein Kommissionsmitglied verfügt über eine Ausbildung als Architektin 
oder Architekt und mindestens ein weiteres Mitglied als Juristin oder Jurist. Mindestens 
ein weiteres Mitglied ist eine Fachperson im Bereich Siedlungsökologie. 

[…] 
 

 
12 BAFU, Musterbestimmungen, S. 74. 

https://www.bafu.admin.ch/de/publication?id=JaAOArKkL9-f

